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Gemeinderatesundder Bezirksvertretungengleichzeitig mitder
NationalratswahäimOktobervorgenommenwerdensollen ,hatder
MagistratdiehiefürnotwendigenGesetzentwürfeausgearbeitet.
In ergter Linie mußder Gemeinderat ,dessenWahlperiodeerstim
Frühjahre1924endet ,aufgelöstwerden .Hiezuist einLandesge-¬
setz erforderlich .Die Wirksamkeit der Auflösung soll amzwanzig - ¬
sten Tage nach der Neuwahleintreten .Mit demgleichen Tagewer- ¬
denauchdie Bezirksvertretungenaufgelöst .EinzweitesGesetzän-¬
dertmehrereBestimmungenderGemeindeverfassung ,insbesonderswird
die Zahl der Gemeinderäte von 165 auf 120 herabgesetzt .Die Zahl

der Bezirksvertretungsmandatebleibt unverändert .
DasumfangreichsteGesetz ist die neueGemeindewahlordnung.

Sie lehnt sich hinsichtlich des Wortlautes tunlichst an dieam
MittwochvomNationalratebeschlosseneWahlordnunganundüber-¬
nimmt ,dort wo es möglich ist ,die Bestimmungenwörtlich in der

Art ,daß im Gesetz eine grössere Anzahl von Parapgraphender
Nationalsatswahlordnungeinfach zitiert werden .DieseAnlehnung
verfolgt den Zweck ,im Wahlverfahren für die verschiedenen öffent - ¬

lichen Vertretungskörperdie möglichsteGleichheit zuerzielen ,
die sowohl für die Bevölkerung als auch für die das Gesetzan - ¬
wendenden Behördn nur vorteilhaft sein kann ,insbesonders aber

bei dergleichzeitigenVornahmederWahlenimheurigenJahrebe-¬
sonders wichtigist .

Wahlrechtund Wählbarkeitsind so wie bei derNationalrats -
wahlgeregelt ,nurkommtnochdaszudasErfordernisdesordentli -

chenWohnsitzesin WienamWahlausschreibungstage.
Die Wahlbehörden sind so wie in der bisherigen Gemeindewahlord - ¬

nungdie Sprengel - ,Bezirks-WahlbehördenunddieStadtwahlbehörde ,
wobeidieSprengel-WahlbehördendenOrtswahlbehörenbeiderNa-¬
tionalratswahlgleichkommen.DerEntwurfderGemeindewahlordnung
sieht keine ständigen Bürgerlisten ,wie sie dieNationalratswahl -¬
ordnungvorschreibt ,vor ,vielmehrsoll vorjeder Wahleineeigene
Wählerliste behördlicherseits angelegt und demReklamationsverfah - ¬
ren zugrundegelegtwerden .Ueberdie Reklamationensoll inerster
Instanz der Magistrat ,in zweiter Instanz eineBerufungskommission
entscheiden ,die ähnlich wie die Berufungskommission nach der Na - ¬
tionalratswahlordnungunter demVorsitze des Bürgermeistersoder
des vonihmaus denrechtskundigenBeamtendesMagistratesbestellten
Stellvertreters aus sechs ,höchstens zwölf Beisitzern besteht .

Die Wahlvorschläge sind so wie für die Wahl für denNational - ¬
rat zu erstatten undwerdenanalogbehandelt ,nur tritt an dieStel -¬
le derKreiswahlbenördedieStadtwahlbehörde.

Auchdie Bestimmungenüber das Abstimmungsverfahrensindim
wesentlichen die gleichen wie bei derNationalratswahlordnung .

Das Ermittlungswerfahren bleibt unverändert ,wie es in der
Gemeindewahlordnung

bisherigen /war .Es findet also nur eineeinmalige
Ermittlung

nach dem ' Hont ' schenSystemstatt .
DieWahldesBürgermeisterssoll mitabsoluterStimmenmehr-¬

heitimGemeinderatevorgenommenwerden.
FürdievomGemeinderatezuwählendenVertretungskörper(Stadt-¬

senat ,Ausschüsse,etz . )ist wiebisherderProporzvorgesehen.
DieWahlder Bezirksvertretung ,des Bezirksvorstehersundsei - ¬

nes Stellvertreters soll gleichfalls nachden Bestimmungender
bisherigen Gemeindewahlordnungvor sichgehen .

Für die Wahlin diesemJahre werdenSonderbestimmungenvor- - ¬

gesehen ,indemschonimGesetzbestimmtwird ,daßsie amselben

Tagewiedie Nationalratswahlvorzunehmenist undauchderWahl-¬
ausschreibungstag für den Nationalrat für sie zu gelten hat .Sie
soll auchauf Grunddes richtiggestellten undabgeschlossenen
Wählerverzeichnissesfür denNationalratdurchgeführtwerden ,so
daßdie Auflegungeiner eigenenListe undein abgesondertesRekla-¬
mationsverfahrenfür dieseWahlerspartwird ,jedochdürfenWahlbe-¬
rechtigte ,dieihrWahlrechtmittelseinerWahlkarteausüben,
also . B.Wahlberechtigte ,die amOrte ihrer Berufsausübungwählen ,
nur dannihre Stimmeauchfür die Wahldes Gemeinderatesundder

Bezirksvertretung abgeben ,wennsie ihrenWohnsitzinWien
haben ,da sie ja sonst für die Gemeindewahlennicht in Betracht

kommen.UeberdieswirdderStadtsenatals Landesregierungermächtigt,
im Einvernehmen mit der Bundesregierung durch Verordnung weitere Ver - ¬

einfachungen zu bestimmen ,die infolge der gleichzeitigen Vornahme
der Wahlenmöglichsind .Vorallem wird anzustreben sein ,daßdie
gleichenKommissionentätigsind .

DieVorlagewurdeheute( Montag )an die Gemeinderäteverwen-¬
det undsoll Freitag ,den20 . ds .imzuständigenAusschuß ,Montag,
den 23 .ds .im Stadtsenat und Dienstag ,den 24 . ds .imLandtage

verhandelt werden .
DieEntwicklungderElternvereine.DerWienerStadtschulrathatzuBe
ginn des verflossenenSchuljahresdenElternvereinenLeitsätzeübermit-¬
telt ,nach denendie Satzungender Elternvereine eingerichtet werden
sollen .Dadurchsollte eine möglichst einheitliche Arbeitsleistunger - ¬
zielt undeineinnigereVerbindungzwischenSchuleundHausherbeige-¬

führt werden .Tatächlichwurdediese Aktiondes Stadtschulratesfreu -¬
digst begrüsst und alle Vereinigungen mit einer einzigen Ausnahmeänder - ¬

ten ihre Satzungen .Die Arbeit in den Elternvereinigungen vollzogsich
völlig reibungslos ,politische Debattenwurdenfast überallvermieden
eine verständnisvolleVerbindungzwischenEltern undLehrerschaftkonn¬
te in den meisten Fällen hergestellt werden .Auch in diesem Jahre brach - ¬
ten die Eltern ganz gewaltige Summenauf ,die zur Anschaffung vonBücherr

dürdie Jugend -undLehrerbibliotheken,für die Durchführungderkörper-¬
lichen Ertüchtigung der Jugendund für Schülerausflüge verwendetwurden .

Eine wesentliche Förderung wurde der Eäternvereinsbewegung durchdie

vomStadtschulrate errichtete Vortragsvermittlung zuteil .DerVortrags - ¬
vermittlungsstelle stellten sich 78 Vortragende ,durchausFachmänner
auf demGebieteder Erziehungundder Körperpflegezur Verfügung .Obwohl
diese Stelle erst im Februar errichtet wurde ,vermiéttelte sie bis zum
Schlusse des Schuljahres mehr als 300 Vorträge ,die insbesondersspeziel - ¬
le Schulreformfragen ,die seelische Entwicklungdes Schulkindes ,Körper - ¬
und Gesundheitspflege ,verschiedene Erziehungsfragen ,das Verhältnisvon
SchuleundElternhausunddasProblemder ErziehungzumStaatsbürgerbe-¬
handelten .Die ausgezeichnete Arbeit ,die dadurch geleistet wurde ,ist

aus den Berichten der Referenten zu ersehen .Ueber 183 Vorträge wurde
demStadtsschulrat besondersberichtet .Die übergroßeZahl dieserVor- ¬
träge hebt die große Aufmerksamkeitund das außerordentliche Interesse
der Eltern besonders an den Fragen der Schulreform hervor .Meistens wa- ¬

ren die Elternversammlungen von Frauen besucht .Wie groß dasInteresse
der Frauen an der Erziehung ihrer Kinder trotz der schweren Sorgenund
Mühen ist ,zeigt ein Bericht aus einer Volksschule Favoritens .Esheißt

darin :„ DieVersammlung war recht gut besucht ,meist müde ,abgersckerte
Frauengestalten ,gebeugt von der doppelten Bürde :Haushalt undBeruf .

Aberes warinteressant ,zu beobachten ,wiesich allmählichihrRücken
streckte und das Interesse erwachte .Es wäre im Anteresse der Erziehung ,

das zertretene Bewusstsein der Mütter zu heben . . . "Aus diesen wenigen

SätzenkannmandiegroßeKulturarbeitherauslesen,diein denEltern-¬
vereinen geleistet wird .In 119 Elternversammlungenschlossen sichan
die Ausführungendes Heferenten lebhafte Aussprachenan .
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Der negative Index und die Strassenbahner . Heuteerschienen beidem
derzeit das Heferat über die städtischen Unternehmungenführenden
StadtratBreitnerdie VertreterdesVerbandesder Handels- undTrans-¬
portarbeiter und wiesendarauf hin ,dass es die Strassenbahnersehr
schwer empfinden müssten ,wenn der negative Index sich in ihren Be- ¬
zügenauswirkensollte ,zumalauf Grundder VereinbarungenimPar¬
lamentdie Bezügeder BundesangestelltenundderBundeseisenbahner
auchweiterhinungekürztausgezahltwerden .DieFunktionärederim
Verbandeder Handels - undTransportarbeiter organisiertenStrassen -¬

daherbahnbedienstetenersuchten/umVerhandlungenüber dieFortbezahlung
Bezügein der gegenwärtigenHöhe. StadtratBreitnerbetonte

dieVernandlungsbereitschaftderGemeindeundanerkannte,dassdie
AuswirkungdesnegativenIndexbei dengeitendenPreisenderLebens-¬te

undBedarfsartikeleine unbeabsichta/Härtebedeute .Wennauchdie
Lage des Unternehmensnicht so günstig sei ,dass manohneweiteres
auf die AuswirkungdesIndexverzichtenkönne ,wolleer sichdoch
nicht den vorgebrachtenErwägungenverschliessen .DaVereinbafungen
in dieser Angelegenheitaber nur auf Grundvon Beratungenderzu- ¬
ständigen Faktoren zustandekommen können ,die einige Zeit beanspruchen ,
werdeer verfügen ,dass einstweilen die ungekürztenJunibezügeausge- ¬

zahltwerdensollen.
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